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BS-Beschluss öffentlich 

B505-27/12 

 öffentlich: Ja 

 Drucksachen-Nr.: 
Erfassungsdatum: 

05/877 
03.09.2012 

 

Beschlussdatum: 
17.09.2012 

 Einbringer: 
Bündnis 90/ Die Grünen, Die 
Linke, SPD 

 

Beratungsgegenstand: 

Ordnungsgeld 

 

Beratungsfolge 
Verhandelt - beschlossen 

am TOP Abst. ja nein enth. 

Bürgerschaft 17.09.2012 5.29 namentlich 21 11 5 

 

 
 
 
         Egbert Liskow 
         Präsident 
 

Beschlusskontrolle: Termin: 

  

 

Haushaltsrechtliche Auswirkungen? Haushalt Haushaltsjahr 

Nein   

 
 

Beschlussvorschlag 

 

Die Bürgerschaft der Universitäts- und Hansestadt Greifswald setzt gegen  
Herrn Egbert Liskow ein Ordnungsgeld in Höhe von 300,00 € fest. 

 
 

Sachdarstellung/ Begründung 

 
Die Mitglieder der Bürgerschaft sind gemäß § 23 Abs. 6 der Kommunalverfassung für das 
Land Mecklenburg-Vorpommern zur Verschwiegenheit über die ihnen bei ihrer Tätigkeit 
bekannt gewordenen Angelegenheiten verpflichtet. Die Mitglieder der Bürgerschaft dürfen 
ohne Genehmigung der Bürgerschaft weder gerichtlich noch außergerichtlich Aussagen 
machen, soweit sie zur Verschwiegenheit verpflichtet sind. Wer als Mitglied der Bürgerschaft 
seine Pflicht zur Verschwiegenheit gemäß § 23 Abs. 6 der Kommunalverfassung des Landes 
Mecklenburg-Vorpommern verletzt, kann mit einem Ordnungsgeld belegt werden. Über die 
Verhängung entscheidet die Bürgerschaft, § 172 Abs.1 Kommunalverfassung des Landes 
Mecklenburg-Vorpommern.  
 

Herr Egbert Liskow hat in dem Parteiausschlussverfahren gegen Herrn Prof. Dr. 
Hardtke gegen die Verpflichtung zur Verschwiegenheit verstoßen, in dem er 
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Beschlussvorlagen und Protokolle aus dem nichtöffentlichen Teilen von 
Gremiensitzungen weitergegeben hat. Er hat diese Verstöße selbst eingeräumt. Die 
Höhe des Ordnungsgeldes orientiert sich an seiner Stellung als 
Bürgerschaftspräsident. 
 
  


